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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Verdacht auf Eingriffe in die Pressefreiheit 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Breidbach, Dr. Mikat, 
Reddemann, Dr. Schulze-Vorberg, Baron von Wrangel 
und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 3727 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 


1. Hält die Bundesregierung aufgrund ihrer Verantwortung für 
das Grundgesetz 

a) die mit ihrer Zustimmung eröffneten Ermittlungsverfahren 
gegen mehr als 30 Journalisten und 

b) die Aktion gegen das Verlagshaus Bauer 

für rechtlich zulässige Eingriffe in die Pressefreiheit, und ist 
diese Aktion in ihrem Umfang nach Meinung der Bundesre- 
gierung berechtigt? 

a) Es ist keine Beeinträchtigung der Pressefreiheit, wenn die 
Bundesregierung auf Ersuchen der zuständigen Staatsan- 
waltschaft die nach den §§ 353 b und 353 c StGB erforder- 
liche Ermächtigung zur Durchführung eines Verfahrens 
wegen Verdachts des Geheimnisbruchs erteilt. 

b) Bei den Ermittlungen in den Räumen des Bauer-Verlags 
handelt es sich um ein anderes Verfahren. Es ist weder von 
der Bundesregierung noch von einzelnen Kabinettmitglie- 
dern oder Ressorts veranlaßt worden. 

c) Nach dem Prinzip der Gewaltenteilung steht es der Bundes- 
regierung nicht zu, richterlich angeordnete Maßnahmen in 
laufenden Verfahren zu billigen oder zu mißbilligen. 
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2. In welchen gegenwärtig von der Staatsanwaltschaft untersuch- 
ten Fällen liegt nach Kenntnis der Bundesregierung ein Ver- 
wahrungsbruch (§ 133 StGB) vor, und ist insbesondere der so- 
genannte Schiller-Brief, dessentwegen die Staatsanwaltschaft 
unter Zuhilfenahme des § 133 StGB ermittelt, abhanden ge- 
kommen? 

Die Beantwortung der Frage, in welchen Fällen ein Verwah- 
rungsbruch vorliegt, muß den zuständigen Justizorganen der 
Länder überlassen bleiben; die Bundesregierung ist dafür nicht 
zuständig. 


3. Welche Schritte wird die Bundesregierung unternehmen, unver- 
züglich den Deutschen Bundestag, insbesondere die zuständigen 
Ausschüsse, über ihren Informationsstand in den betreffenden 
Fragen umfassend zu informieren und in den Fällen Rede und 
Antwort zu stehen, in denen sie unmittelbar betroffen ist? 

Die Bundesregierung ist selbstverständlich bereit, die zustän- 
digen Gremien des Deutschen Bundestages — falls sie dies 
wünschen — - darüber zu unterrichten, was ihr von den Landes- 
justizverwaltungen berichtet wird. 


4. Hat Staatssekretär Moersch, wie aus Aufzeichnungen des Zeit- 
schriftenverleger-Verbandes zu schließen ist, am 22. Juni 1972 
von zwei Zeitschriften-Verlagen gesprochen, deren Korrespon- 
denten als ausländische Agenten tätig sein sollen, und hat er 
dabei mindestens sinngemäß erklärt: 

„Der eine Verleger ist ein politisch scharf profilierter Mann, 
der um die Agententätigkeit seines Bonner Korrespondenten 
weiß; der andere Verleger, der politisch nicht hervorgetreten 
ist und auch sicher nicht weiß, was mit seinem Geld gemacht 
wird/? 

Ist die Bundesregierung bereit, diese schwerwiegenden Verdäch- 
digungen zu konkretisieren, indem sie Namen und Einzelhei- 
ten der angeblichen Erkenntnisse des Staatssekretärs Moersch 
nennt? 

Die Bundesregierung sieht dazu keine Veranlassung, da sich 
die Verdachtsmomente, die dem Parlamentarischen Staatssekre- 
tär Karl Moersch in seiner Eigenschaft als Abgeordnetem von 
dritter Seite zugetragen worden sind und die er den Sicherheits- 
behörden gemeldet hat, nicht erhärtet haben. Im übrigen hat 
der Parlamentarische Staatssekretär Moersch bereits in seiner 
Pressekonferenz vom 18. August 1972 das Zitat als unkorrekt 
dementiert. 


5. Welche Unterlagen liegen der Erklärung des Parlamentari- 
schen Staatssekretärs im Auswärtigen Amt, Karl Moersch, vom 
22. Juni 1972 zugrunde, derzufolge zwei in Bonn tätige deut- 
sche Journalisten für eine ausländische Macht als Agenten 
tätig seien, und stehen diese Äußerungen in einem Zusammen- 
hang mit den früheren Behauptungen des Staatssekretärs im 
Auswärtigen Amt, Paul Frank, eine deutsche Agenten-Organi- 
sation sei in Bonn auf das Auswärtige Amt angesetzt worden? 


Diese Frage ist durch die Antwort auf Frage 4 erledigt. Im übri- 
gen stehen die angeführten Äußerungen des Staatssekretärs 
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Frank und des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch in 
keinem Zusammenhang. 


6. Ist die Bundesregierung bereit zu bestätigen, daß der Parlamen- 
tarische Staatssekretär Moersch nicht nur am 22. Juni 1972 
gegenüber den Repräsentanten des Zeitschriftenverleger- Ver- 
bandes, sondern auch bei anderen Gelegenheiten seine Agenten- 
Theorie verbreitet hat, und sind nach Kenntnis der Bundes- 
regierung von Herrn Moersch Namen genannt worden? 

Nein. 


7. Hat der Sprecher der Bundesregierung, Rüdiger von Wechmar, 
mit seinen verschiedenen widersprüchlichen Behauptungen letzt- 
lich die Theorie des Staatssekretärs Frank über eine „deutsche 
Agenten-Organisation" oder die Aulands-Agenten-Theorie des 
Staatssekretärs Moersch bestätigen oder aufheben wollen? 

Keines von beiden. Der Regierungssprecher hat auch keine 
widersprüchlichen Behauptungen aufgestellt. Er hat vielmehr 
korrekt darauf hingewiesen, daß er von Verdachtsmomenten 
Kenntnis gehabt habe, und dann der Bundespressekonferenz 
mitgeteilt, daß diese nicht mehr beständen. 


8. Ist die Bundesregierung in der Lage, konkret darzulegen, wann 
nach ihrer Auffassung die Steuerfahndung verpflichtet ist, die 
Staatsanwaltschaft über Erkenntnisse, die sie außerhalb des 
Steuerbereichs im Rahmen einer Fahndung festgestellt hat, zu 
unterrichten? 

Bei dem Verdacht eines Steuervergehens ermittelt das Finanz- 
amt den Sachverhalt. Das Finanzamt kann eine Steuerstrafsache 
jederzeit nach pflichtgemäßem Ermessen an die Staatsanwalt- 
schaft abgeben. Bindende Richtlinien über Mitteilungspflichten 
bestehen nicht. Die Staatsanwaltschaft kann auch ihrerseits die 
Strafsache jederzeit an sich ziehen. In einem solchen Fall ist das 
Finanzamt verpflichtet, der Staatsanwaltschaft sämtliche Ermitt- 
lungsunterlagen zur Verfügung zu stellen. 

Für Staatsanwaltschaft und Gericht besteht gemäß § 428 Ab- 
satz 2 der Abgabenordnung ein begrenztes Verwertungs verbot 
hinsichtlich solcher Tatsachen und Beweismittel, die der Steuer- 
pflichtige dem Finanzamt vor Einleitung des Strafverfahrens in 
Erfüllung steuerrechtlicher Pflichten offenbart hat. 


In Vertretung 

Dr. Erkel 
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